
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 17.04.2024

Thema Soziale Gruppen
Schlagworte Beziehungen zwischen Bund und Kantonen, Alterspolitik
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1989 - 01.01.2019

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Bernath, Magdalena
Guignard, Sophie
Heidelberger, Anja
Käppeli, Anita
Mosimann, Andrea
Pasquier, Emilia

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bernath, Magdalena; Guignard, Sophie; Heidelberger, Anja; Käppeli,
Anita; Mosimann, Andrea; Pasquier, Emilia 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer
Politik: Soziale Gruppen, Beziehungen zwischen Bund und Kantonen, Alterspolitik,
1990 - 2018. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 17.04.2024.

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Soziale Gruppen

1Asylpolitik

1Familienpolitik

2Kinder- und Jugendpolitik

2Alterspolitik

9Menschen mit Behinderungen

01.01.89 - 01.01.19 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
BFS Bundesamt für Statistik
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen

Forschung
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge
SV17 Steuervorlage 17
FAK Familienausgleichskassen

ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
OFS Office fédéral de la statistique
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
DFI Département fédéral de l'intérieur
FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique
PME petites et moyennes entreprises
LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et

invalidité
PF17 Projet fiscal 17
CCAF Caisses de compensation pour allocations familiales

01.01.89 - 01.01.19 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Seit 2002 besteht zwischen Bund und Kantonen eine Zusammenarbeit zum Thema
„Controlling der Integration von Flüchtlingen“. Im April wurde der Schlussbericht
veröffentlicht. Die gesammelten Daten, die einerseits auf der Befragung der Flüchtlinge
und andererseits auf Aussagen der Sozialbehörden beruhen, beschlugen die
Schwerpunktthemen berufliche Integration und Ausbildung, soziale Integration,
Gesundheit und Spracherwerb. In der Studie wurde die Flüchtlingsbevölkerung zu drei
verschiedenen Zeitpunkten beobachtet: Bei der Eröffnung des positiven
Asylentscheids, ein Jahr später sowie fünf Jahre nach der Einreise in die Schweiz. Dank
dieser Differenzierung nach Zeitpunkten konnte aufgezeigt werden, dass die
Aufenthaltsdauer in der Schweiz beträchtliche Auswirkungen auf die Integration der
Flüchtlinge hat. Rund zwei Drittel von ihnen unterhalten regelmässigen Kontakt zur
schweizerischen Wohnbevölkerung. Die Bereitschaft zum Spracherwerb und zum
Besuch von Ausbildungsveranstaltungen nimmt insbesondere nach einem positiven
Asylentscheid zu, wobei die Sprachkompetenz der Männer im Allgemeinen höher liegt
als jene der Frauen. Die finanzielle Abhängigkeit der Flüchtlinge von der Sozialhilfe
nimmt im Lauf der Zeit bei einigen deutlich zu, bei anderen nimmt sie ab. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2008
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Im September 2017 reichte Isidor Baumann (cvp, UR) eine Motion für eine faire
Lastenverteilung bei den Familienzulagen ein. Das Anliegen liess sich im Motionstext
zwar in lediglich sieben Worten ausdrücken, beinhaltete jedoch einige Brisanz:
Baumann wollte die Lohnanteile, welche die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zur
Finanzierung der Familienzulagen zu bezahlen haben, vereinheitlichen. Aktuell
schwanken diese zwischen den 229 Familienausgleichskassen (FAK) zwischen 0.1 und
3.36 Prozent des AHV-pflichtigen Lohns. Dies, da der Bund nur die Mindestleistungen,
nicht aber die Beitragssätze festschreibt und sich die FAK bezüglich Versicherten-
Portfolios stark unterscheiden: Insbesondere in Branchen mit vergleichsweise tiefen
Lohnsummen, einem hohen Mütteranteil und einer hohen Teilzeiterwerbsquote seien
die Beitragssätze hoch, begründete der Motionär sein Anliegen. Daher soll innerhalb der
Kantone zwingend ein Lastenausgleich zwischen den FAK, wie er in 16 Kantonen bereits
besteht und sich dort gemäss dem Motionär bewährt hat, eingeführt werden.
Der Bundesrat verwies indes auf das Familienzulagengesetz, das den Kantonen
Vorgaben zu Mindestbeträgen und Anspruchsvoraussetzungen macht, ihnen aber
ansonsten weitreichende Kompetenzen lässt – explizit auch bezüglich der Einführung
eines Lastenausgleichs. Da die Kantone über die Art und Höhe der Leistungen für
Familien entschieden, liege auch die Entscheidung bezüglich eines Lastenausgleichs in
ihrer Kompetenz, führte der Bundesrat aus und beantragte die Motion zur Ablehnung.
Die anschliessende Behandlung der Motion im Ständerat in der Herbstsession 2017 fiel
aufgrund eines angenommenen Ordnungsantrags Dittli (fdp, UR) nur kurz aus. Dittli, ein
Mitunterzeichner der Motion, beantragte eine Zuweisung an die zuständige
Kommission, weil er einen vorschnellen negativen Entscheid aufgrund der ablehnenden
Haltung des Bundesrates verhindern wollte. Die Kommission solle erst die «Vor- und
Nachteile der neuen Lastenverteilung im Verhältnis zur Einschränkung der
Kantonsautonomie» sowie die Kosten und Nutzen des Vorschlags überprüfen. Im
Februar 2018 bestätigte die SGK-SR jedoch mit 5 zu 4 Stimmen bei 1 Enthaltung knapp
die Einschätzung des Bundesrates: Da einige Kantone bereits Änderungen planten oder
diese angedacht hätten, die Kantone insgesamt folglich dabei seien, «ihren
Bedürfnissen entsprechende Massnahmen» zu treffen, sei kein Handlungsbedarf auf
Bundesebene gegeben, erklärte die Kommissionsmehrheit. Eine starke Minderheit
begrüsste aber die Motion, da sie «Familienausgleichskassen in Branchen mit
tendenziell tiefen Löhnen und einem hohen Mütteranteil» entlasten würde. 
In der Ständeratsdebatte in der Frühjahrssession 2018 führte Paul Rechsteiner (sp, SG)
die Position der Minderheit weiter aus. Man habe sich insbesondere durch den Bericht
des Vertreters der Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen überzeugen lassen,
gemäss dem die Einführung des Lastenausgleichs im Kanton Schwyz die Beiträge
insgesamt gesenkt und gleichzeitig die Leistungen verbessert habe. Die
Kommissionsminderheit sei der Meinung, die Familienzulage sei «im Begriff, eine

MOTION
DATUM: 15.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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richtige Sozialversicherung zu werden». Diesen Punkt bestritt Kommissionssprecher
Kuprecht (svp, SZ) mit Verweis auf die fehlende Gegenseitigkeit heftig: Da nur
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber Prämien bezahlten, nicht aber Arbeitnehmende,
handle es sich hier lediglich um eine Zulage, nicht um eine Versicherung. Umstritten
war schliesslich auch die Frage, inwiefern diese Regelung für die Steuervorlage 17
relevant sei. Gemäss bundesrätlichem Vorschlag sollen bei der SV17 die kantonalen
Mindestvorgaben bei den Kinderzulagen erhöht werden. Isidor Baumann sprach sich
folglich dafür aus, hier die Lasten für die KMU fair zu verteilen, um sich diese nicht
zusätzlich als Gegner bei der Steuervorlage einzuhandeln. Alex Kuprecht wehrte sich
jedoch dagegen, noch weitere Elemente in die SV17 hineinzupacken. Knapp entschied
sich der Ständerat mit 20 zu 18 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die Annahme der
Motion. 2

Kinder- und Jugendpolitik

Ein mysteriöser Kriminalfall, bei welchem im Sommer ein scheinbar zufällig
ausgewähltes Kind ohne klar erkennbares Motiv entführt und ermordet worden war,
bewog die Rechtskommission des Nationalrats zu einer Motion, die ein zwischen Bund
und Kantonen institutionalisiertes Entführungsalarmdispositiv verlangt. Dieses System
soll es ermöglichen, bei Kindsentführungen rasch zu reagieren und koordiniert
vorzugehen. Dabei geht es insbesondere um eine massive, sofortige und systematische
Verbreitung von Meldungen und Informationen, welche die Bevölkerung zu besonderer
Aufmerksamkeit und zur Zusammenarbeit aufrufen. Beide Kammern stimmten der
Motion diskussionslos zu. 3

MOTION
DATUM: 11.12.2007
MARIANNE BENTELI

Alterspolitik

Der Nationalrat nahm von zwei Einzelpetitionen Kenntnis, welche einen Steuererlass
sowie eine Herbstzulage für über 90jährige Schweizer verlangte, gab ihnen aber keine
Folge, da seiner Ansicht nach die verfassungsmässigen Grundlagen dafür fehlen. 4

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat lehnte es ab, einer parlamentarischen Initiative der Grünen Fraktion
Folge zu geben, welche eine Änderung des Gesetzes über die berufliche Vorsorge BVG
in dem Sinn wollte, dass aus den Kapitalien der zweiten Säule jährlich ein
Solidaritätspromille in einem Fonds geäufnet und daraus generelle Einrichtungen der
Alters- und Hochbetagtenbetreuung und -pflege finanziert werden sollten. Da ihm das
Anliegen — nicht aber dessen Verquickung mit dem BVG — legitim erschien, überwies
der Rat anschliessend ein Kommissionspostulat, welches den Bundesrat ersucht zu
prüfen, wie in Zusammenarbeit mit den Kantonen und privaten Trägern zusätzliche
Mittel beschafft werden könnten, um Innovationen im Bereich der Unterbringung und
Betreuung von Hochbetagten zu fördern und Selbsthilfeprojekte von Seniorinnen und
Senioren sowie ihrer Angehörigen zu unterstützen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1991
MARIANNE BENTELI

Im Kanton Zürich beteiligten sich die Grauen Panther erstmals an Nationalratswahlen
und erzielten auf Anhieb 1,7% der Stimmen, womit sie nur knapp einen Sitz verpassten.
Nach Basel und Zürich bildete sich neu auch in Bern eine Sektion dieser Vereinigung,
die überall dort mitreden will, wo es um die Anliegen älterer Menschen geht. 6

WAHLEN
DATUM: 08.07.1991
MARIANNE BENTELI

Kamen 1980 auf 100 Personen im erwerbsfähigen Alter rund 25 Rentnerinnen und
Rentner (65 Jahre und älter), werden es gemäss Prognosen im Jahr 2040 etwa 40 sein.
Diese Zunahme stellt die Gesellschaft vor neue Herausforderungen. Um diese besser
analysieren zu können, schrieb der Schweizerische Nationalfonds ein Nationales
Forschungsprogramm (NFP 32) zum Thema "Alter" aus. Die Dauer der
Forschungsarbeiten, für die ein Gesamtbetrag von 12 Mio Fr. zur Verfügung steht, wurde
auf fünf Jahre angesetzt. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.12.1991
MARIANNE BENTELI

01.01.89 - 01.01.19 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ein Postulat Spielmann (pda, GE) für die Einführung eines generellen halben Tarifs für
Rentnerinnen und Rentner im öffentlichen Verkehr wurde mit dem Hinweis auf die
angespannten Bundesfinanzen und die Möglichkeit des Erwerbs eines Halbtax-
Abonnements vom Nationalrat abgelehnt. 8

POSTULAT
DATUM: 09.03.1992
MARIANNE BENTELI

In seinem Bericht über die Richtlinien der Regierungspolitik versprach der Bundesrat,
noch in der laufenden Legislatur einen neuen Bericht über die Altersfragen in der
Schweiz vorzulegen. 9

BERICHT
DATUM: 18.09.1992
MARIANNE BENTELI

Am 1. Oktober, am Tag des Europatages der älteren Menschen, versammelten sich auf
dem Rütli zahlreiche Mitglieder des Schweizerischen Senioren- und Rentnerverbandes
und hiessen eine Resolution zuhanden der eidgenössischen Räte und des Bundesrates
gut, die sich gegen den Abbau von Sozialleistungen für Senioren richtet. 10

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 01.10.1993
MARIANNE BENTELI

Die zunehmende Überalterung der Bevölkerung hat zur Folge, dass sich auch die
Probleme bei der Betreuung Betagter verschärfen, doch fehlen immer noch wichtige
Daten, die es — im Zeichen einer gewaltigen Kostenexplosion — erlauben,
kostengünstige Modelle zu entwickeln, damit ältere Menschen bei möglichst hoher
Lebensqualität zu Hause bleiben können. Unter der Federführung des Berner
Zieglerspitals wurde deshalb im Rahmen des NFP 32 ("Alter") ein grossangelegtes
Nationalfondsprojekt gestartet, mit dem Ziel, im ganzen Land anwendbare Modelle für
eine vorbeugende Betreuung der Hochbetagten zu erarbeiten. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.10.1993
MARIANNE BENTELI

Am 3. Dezember fand im Parlamentsgebäude in Bern die erste Alterssession statt, an
der rund 500 Delegierte von Senioren- und Selbsthilfeorganisationen aus der ganzen
Schweiz unter dem Vorsitz von alt Bundesrat Hans Peter Tschudi teilnahmen. Die
Sessionsteilnehmerinnen und -teilnehmer verabschiedeten mehrere Thesen und eine
Senioren-Charta, welche in erster Linie Mitbestimmung und Verantwortung für die
Senioren sowie mehr Solidarität zwischen den Generationen verlangte. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1993
MARIANNE BENTELI

Immer mehr Menschen erreichen ein hohes Alter, und immer mehr fühlen sich von der
Gesellschaft ausgeschlossen und vernachlässigt. Dies zeigte der Bericht "Altern in der
Schweiz", der im Auftrag des EDI von einer Expertenkommission erstellt wurde. Der
Bericht versteht sich nicht nur als Bestandesaufnahme der Situation der älteren
Bevölkerung, sondern auch als Leitfaden für eine neue Alterspolitik. Ausgehend von der
Einsicht, dass mit der wachsenden Zahl von Rentnerinnen und Rentnern ein gewaltiges
Potential an Wissen und Arbeitskraft brachliegt, schlug die Kommission vor, ältere
Menschen künftig vermehrt in gesellschaftliche und soziale Aufgaben einzubinden.
Diese Erkenntnis möchte die Kommission mit einem neuen "Generationenvertrag"
verwirklichen. Dieser sieht neben einem flexiblen Rentenalter zwischen dem 58. und
dem 70. Lebensjahr vor, dass die jüngeren Generationen im eigenen Interesse
Rahmenbedingungen schaffen sollen, die es der älteren Bevölkerung erlauben, aus ihrer
"Nutzlosigkeit" und Isolation auszubrechen. Zur Auswahl könnten handwerkliche
Arbeiten, Gutachtertätigkeiten, soziale Einsätze und künstlerische und erzieherische
Dienstleistungen stehen. 13

BERICHT
DATUM: 19.05.1995
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrat Allenspach (fdp, ZH) den Bundesrat verpflichten,
eine konsultative Kommission für Altersfragen zu schaffen, die sich
departementsübergreifend mit allen Fragen des dritten Lebensabschnittes befasst. Der
Bundesrat wollte in diesem Bereich kein konkretes Engagement eingehen, sondern
vorerst die Reaktionen auf den Altersbericht sowie die Ergebnisse der
Forschungsberichte aus dem NFP 32 (Alter) abwarten. Auf seinen Antrag wurde der
Vorstoss als Postulat angenommen. 14

MOTION
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI
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Gemäss einer Erhebung des Bundesamtes für Statistik leben in der Schweiz rund 71 500
Personen in einem Alters- oder Pflegeheim, mehrheitlich alleinstehende (ledige oder
verwitwete) Frauen mit einem Durchschnittsalter von 82 Jahren. Unter den betagten
Heimbewohnerinnen und -bewohnern ist eine schlechte seelische Verfassung sehr
verbreitet. Mehr als drei Viertel leiden unter Niedergeschlagenheit, Pessimismus und
Energielosigkeit. Nur bei neun Prozent überwiegen positive Gefühle wie Gelassenheit
und Optimismus. In der übrigen Bevölkerung gaben hingegen vier von zehn Personen
an, sich psychisch gut zu fühlen. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.09.1995
MARIANNE BENTELI

Im Oktober fand in Bern die zweite Alterssession statt. Neben Fragen zu Europa, zur
AHV und zur Krankenversicherung waren die Beziehungen zwischen den Generationen
Hauptpunkt der Traktandenliste. Mehrfach wurden die Gemeinsamkeiten zwischen
Jungen und Alten betont, so etwa die Angst vor dem Verlust der sozialen Sicherheit und
das Gefühl, von den politischen Entscheidungsprozessen ausgeschlossen zu sein.
Bereits im Vorfeld der Session hatten Kontakte zwischen Jugend- und
Rentnerorganisationen stattgefunden. Das Plenum beschloss nun, eine aus Senioren
und Jugendlichen zusammengesetzte Arbeitsgruppe solle bis 1999 einen
Generationenvertrag ausarbeiten, der sich nicht nur auf materielle Werte beschränkt. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.10.1997
MARIANNE BENTELI

In einer in der Schweiz einmaligen Abstimmung beraubte die Bündner Gemeinde
Stierva die über 65jährigen Einwohnerinnen und Einwohner des passiven Wahlrechts.
Dieser Beschluss, welcher vor der Bündner Kantonsverfassung kaum bestehen wird, hat
insofern einen Präzedenzfall, als 1988 in der Glarner Kantonsverfassung bestimmt
wurde, dass Regierungs- und Ständeräte sowie Richter und Gerichtspräsidenten für
jene Amtsperiode nicht mehr wählbar sind, in welche die Vollendung des 65.
Altersjahres fällt. Das nationale Parlament genehmigte 1989 die Glarner Verfassung als
bundesrechtskonform. 17

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Der Vorschlag des Bundesrates zum Gleichstellungsartikel (Art. 8) sah vor, neben dem
Grundsatz, wonach alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind (Abs. 1), eine Liste der
verbotenen Diskriminierungen anzuführen (Abs. 2). So sollte niemand benachteiligt
werden dürfen, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, der
Sprache, der sozialen Stellung, der religiösen, weltanschaulichen oder politischen
Überzeugung oder wegen einer körperlichen oder geistigen Behinderung. Im
Ständerat, der die Vorlage als Erstrat behandelte, wollten mehrere Abgeordnete weitere
Diskriminierungstatbestände explizit aufnehmen, so etwa Beerli (fdp, BE) den Begriff
der Lebensform, um den alternativen Partnerschaften besser gerecht zu werden,
Leumann (fdp, LU) das Kriterium des Alters, womit in erster Linie ein besonderer Schutz
der Jugend anvisiert wurde, und Brändli (svp, GR) neben der körperlichen und geistigen
auch die psychische Behinderung. In zwei Eventualabstimmungen wurden die Anträge
Beerli und Brändli angenommen, jener von Leumann ganz knapp abgelehnt. Schliesslich
setzte sich aber Spoerry (fdp, ZH) mit dem Argument durch, angesichts der Tatsache,
dass wohl keine Aufzählung je abschliessend sein könne, sei es sinnvoller, die Liste
gänzlich fallen zu lassen und in Abs. 2 nur zu sagen, dass niemand diskriminiert werden
darf. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1998
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat wurde der Antrag Spoerry von einer rechtsbürgerlichen Minderheit unter
Fischer (svp, AG) eingebracht und zwar in der Form der Zusammenfassung beider
Absätze in einen Abs. 1. Da zu diesem Alinea SP-Anträge für eine geschlechtsneutrale
Formulierung auch im Französischen und Italienischen eingereicht waren, diese Frage
aber generell erst vor Abschluss der Gesamtberatung geregelt werden sollte, wurde die
Diskussion darüber verschoben – und angesichts der weiteren Beschlüsse der Räte gar
nicht mehr aufgenommen. Gegen einen Antrag Leuba (lp, VD), der dem Ständerat beim
ganzen Artikel folgen wollte, nahm der Nationalrat mit 101 zu 55 Stimmen den Antrag
seiner Kommission zu Abs. 2 an und fügte so die Begriffe der Lebensform und der
psychischen Behinderung ein. Zwei Minderheitsanträge vor allem aus den Reihen der
SP, welche einerseits die geschlechtliche Orientierung und den Zivilstand, anderseits
das Alter ausdrücklich erwähnen wollten, wurden nach ausgiebiger Diskussion mit 85 zu
70 resp. 86 zu 69 Stimmen verworfen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1998
MARIANNE BENTELI
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In seiner zweiten Lesung trug der Ständerat dem deutlichen Ergebnis in der grossen
Kammer Rechnung und übernahm diskussionslos die Version des Nationalrates.
Ebenfalls ohne Opposition passierte der von seiner Kommission aufgenommene Begriff
des Alters. Der Berichterstatter gab zu bedenken, je mehr Diskriminierungskriterien
aufgeführt würden, desto mehr könnte der Anschein erweckt werden, dass diejenigen
benachteiligt werden dürften, die nicht erwähnt sind, weshalb zumindest das Alter
auch speziell genannt sein müsse. Der Nationalrat hiess daraufhin stillschweigend
diesen Zusatz ebenfalls gut. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.1998
MARIANNE BENTELI

Die UNO erklärte unter dem Motto „Alle Generationen – eine Gesellschaft“ 1999 zum
Jahr der älteren Menschen. Bundespräsidentin Dreifuss lancierte bei dieser
Gelegenheit einen Appell, Senioren nicht auszugrenzen, sondern von deren
Lebenserfahrung zu profitieren. Die älteren Menschen rief sie dazu auf, mit den
Angehörigen anderer Generationen solidarisch zu sein. Als Beispiel nannte sie die
Mutterschaftsversicherung und die Unterstützung alleinerziehender Mütter. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.01.1999
MARIANNE BENTELI

In Weesen (SG) fand Mitte August die erste Senioren-Landsgemeinde statt. Der
organisierende Schweizerische Senioren- und Rentnerverband (SSRV) wurde von den
rund 3000 Anwesenden einstimmig ermächtigt, beim Bund (Bundesrat oder Parlament)
die Einsetzung eines Seniorenrates zu beantragen, der in allen Altersfragen konsultiert
werden und Stellungnahmen zur längerfristigen Entwicklung und Sicherung der
Altersvorsorge formulieren soll. Zudem wurde eine Mitbestimmung in den
Stiftungsräten der Pensionskassen und in allen jenen ausserparlamentarischen
Kommissionen verlangt, welche die Altersvorsorge massgebend beeinflussen. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.08.1999
MARIANNE BENTELI

Rund 50 Mitglieder des National- und Ständerates, die sich über alle Parteigrenzen
hinweg in alterspolitischen Fragen engagieren, schlossen sich zu einer
Parlamentariergruppe Altersfragen zusammen. Diese wird von Nationalrat Widmer (sp,
LU) präsidiert. 23

ANDERES
DATUM: 18.09.1999
MARIANNE BENTELI

Eine Studie des nationalen Forschungsprogramms „Alter“ (NFP 32) stellte fest, dass
ältere Menschen aktiver denn je sind. Ihre wirtschaftliche Lage hat sich in den letzten
Jahrzehnten spürbar verbessert, und sie fühlen sich wohler. Die Autoren der
Untersuchung meinten, grundsätzlich habe sich die Altersvorsorge mit dem Drei-
Säulen-Prinzip bewährt und wesentlich zum Rückgang der Altersarmut beigetragen. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1999
MARIANNE BENTELI

Zu Beginn des Berichtsjahres wurde das Nationale Forschungsprogramm „Alter“
(NFP32) offiziell abgeschlossen. Das Programm war 1992 lanciert worden, umfasste 28
Einzelprojekte und war mit 12 Mio Fr. dotiert. Das generelle Fazit dieser Studien lautete,
dass es den Betagten sowohl in materieller als auch gesundheitlicher Hinsicht heute
deutlich besser geht als vor 20 Jahren. Von einer generellen Vereinsamung kann
ebenfalls keine Rede sein. Trotz der komfortableren Situation vor allem der jüngeren
Rentnergeneration leben aber viele Hochbetagte noch immer unter schwierigen
Bedingungen. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.01.2000
MARIANNE BENTELI

Gemäss einem Bericht des BFS sind ältere Menschen in der Schweiz weniger oft das
Opfer von Gewalt (4%) als die übrige Bevölkerung (9%). Deutlich ausgeprägter als die
Häufigkeit der Delikte ist das subjektive Gefühl der Bedrohung. Jede vierte ältere
Person befürchtet einen Einbruch oder Diebstahl, jede fünfte einen Raubüberfall. Die
Statistik widerlegte auch eine weitere weit verbreitete Annahme, nämlich dass im Alter
seelisch bedingte Erkrankungen zunehmen. Während sich nur knapp die Hälfte der
Gesamtbevölkerung eines hohen psychischen Wohlbefindens erfreut, sind es bei den
Seniorinnen und Senioren 62%. 26

BERICHT
DATUM: 09.11.2000
MARIANNE BENTELI

01.01.89 - 01.01.19 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Über einen neu gegründeten Seniorenrat (SSR), der sich als Sprachrohr gegenüber
eidgenössischen Instanzen, politischen Meinungsträgern und der Öffentlichkeit
etablieren will, soll die Stimme der älteren Generation gehört werden. Zur ersten
Präsidentin wurde die frühere Baselbieter SP-Nationalrätin Fankhauser gewählt. 27

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 09.02.2002
MARIANNE BENTELI

Vom 8. bis 12. April fand in Madrid die 2. UNO-Weltversammlung (nach Wien 1982) über
das Altern statt, an der auch die Schweiz teilnahm. Bundesrätin Dreifuss leitete die
Delegation während den ersten beiden Tagen. Kernpunkt der Veranstaltung war die
Erkenntnis, dass die demografische Herausforderung nicht nur die Industriestaaten,
sondern zunehmend auch die Entwicklungsländer betrifft. Am Ende der Konferenz
wurde ein Aktionsplan verabschiedet, der drei Ziele verfolgt: In einer alternden Welt soll
die wachsende betagte Bevölkerungsschicht voll integriert werden, Gesundheit und
Wohlbefinden der Seniorinnen und Senioren sollen gewährleistet sein und
altersrelevante Aspekte in allen gesellschaftlichen Bereichen berücksichtigt werden. 28

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.04.2002
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Leutenegger-Oberholzer (sp, BL) den Bundesrat
verpflichten, die konzeptionellen Grundlagen für eine schweizerische Alterspolitik zu
entwickeln, die nötigen personellen und finanziellen Ressourcen dafür bereitzustellen
und dem Parlament gegebenenfalls die erforderlichen gesetzlichen Massnahmen
vorzulegen. Insbesondere sollte abgeklärt werden, wie die Leistungen und
Kompetenzen der Seniorinnen und Senioren vermehrt gesellschaftliche Anerkennung
finden und die Nichtdiskriminierung durchgesetzt werden können, sowie welche
Ressourcen beim Bund und allenfalls auf kantonaler Ebene für die Durchsetzung einer
effektiven Alterspolitik erforderlich sind. Der Bundesrat verwies auf bereits getroffene
Massnahmen sowie auf den Umstand, dass in zentralen Bereichen, so etwa im
Gesundheits- und Sozialbereich, primär die Kantone zuständig sind. Auf seinen Antrag
wurde der Vorstoss nur als Postulat angenommen. 29

MOTION
DATUM: 19.12.2003
MARIANNE BENTELI

Der im Jahr 2002 in der Öffentlichkeit breit diskutierte Beschluss einer kleinen
bernischen Gemeinde, eine obere Alterslimite von 70 Jahren für die Ausübung eines
Exekutivamtes einzuführen, hatte Nationalrätin Egerszegi (fdp, AG) zu einer Motion
veranlasst, welche die Ausarbeitung eines Berichtes über das Ausmass der politischen
Seniorendiskriminierung in der Schweiz verlangte. Der Vorstoss war 2003 als Postulat
angenommen worden. Im April wurde der Bericht mit einer klaren Aussage vorgelegt:
Auch ältere Personen müssten politische Ämter bekleiden dürfen, der Bundesrat halte
Altersschranken aus gesellschafts- und rechtspolitischer Sicht für untauglich und
fragwürdig, da sie dem Gleichbehandlungsgebot und dem Diskriminierungsverbot in der
Bundesverfassung zuwider laufen. Der Bundesrat anerkannte zwar, dass es Sache der
Gemeinden und Kantone sei, Alterslimiten für öffentliche Ämter festzulegen; er
empfahl ihnen aber, darauf zu verzichten. 30

BERICHT
DATUM: 22.04.2004
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Heim (sp, SO), welche eine
nationale Präventionskampagne zur Förderung der Gesundheit und der Autonomie im
Alter verlangt. 31

MOTION
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Nach dem Nationalrat im Vorjahr überwies auch der Ständerat im Einvernehmen mit
dem Bundesrat diskussionslos eine Motion Heim (sp, SO), welche eine nationale
Präventionskampagne zur Förderung der Gesundheit und der Autonomie im Alter
verlangt. Nach den Ausführungen der Kommissionssprecherin soll eine nationale
Präventionsstrategie dazu beitragen, das Pflegerisiko zu mindern oder zumindest
hinauszuzögern. Damit kann auch der Anstieg der Gesundheits- und Pflegekosten
wirksam gebremst werden. 32

MOTION
DATUM: 15.06.2006
MARIANNE BENTELI

01.01.89 - 01.01.19 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Alterspolitik hat zum Ziel, den Beitrag älterer Menschen an die Gesellschaft vermehrt
anzuerkennen, für ihr Wohlbefinden zu sorgen und materielle Sicherheit zu
gewährleisten. Sie soll Autonomie und Partizipation der älteren Menschen fördern und
die Solidarität zwischen den Generationen stärken. Ein im Sommer von der Regierung
verabschiedeter Bericht legte Leitlinien als Grundlage für eine solche Alterspolitik vor.
Der Bundesrat betonte aber, es handle sich nicht um einen Aktionsplan, sondern um
eine Strategie. Diese beschränke sich nicht auf den Kompetenzbereich des Bundes;
Kantone, Gemeinden und weitere Partner müssten ebenfalls eingebunden werden. 33

BERICHT
DATUM: 30.08.2007
MARIANNE BENTELI

Ein Generationenbericht des Schweizerischen Nationalfonds kam zum Schluss, dass die
Überalterung der Gesellschaft nicht zwangsläufig eine stärkere Belastung für die Jungen
bedeutet. Da ältere Menschen mehr medizinische Hilfe benötigen, sorgen sie für die
Schaffung oder den Erhalt von Arbeitsplätzen. Die Untersuchung der Lebenslagen der
verschiedenen Generationen zeigte, dass die Solidarität zwischen Jungen und Alten in
der Schweiz gut funktioniert. Rund 60% der über 80-Jährigen, die zu Hause leben,
werden von Angehörigen gepflegt. Umgekehrt betreuen Grosseltern jährlich während
80 Mio Stunden Kleinkinder, eine Leistung, die mehrere Mia Fr. wert ist. 

Als heikel wurden im Bericht die so genannten Generationenbilanzen bezeichnet. Diese
würden stark von ökonomischen Prognosen und Änderungen der sozialpolitischen
Rahmenbedingungen abhängen und zudem private Transfers zwischen den
Generationen ausblenden. So seien beispielsweise im Jahr 2000 in der Schweiz 28,5
Mia Fr. in Form von Erbe umverteilt worden. Der Generationenbericht empfahl die
Etablierung verschiedener intergenerationeller Initiativen. Als Beispiele dafür wurden
die Erhöhung der Lebensarbeitszeit für Motivierte, eine breitere Finanzierung der
Altersvorsorge sowie eine gezielte Gesundheitsförderung genannt. Dadurch würde sich
die sozialpolitische Belastung nachkommender Generationen nicht oder nur moderat
erhöhen. Grössere politische Reformvorhaben sollten zudem einer
Generationenverträglichkeits-Prüfung unterzogen werden. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.08.2008
MARIANNE BENTELI

Mit einem Pilotversuch wird in der Stadt Sankt Gallen eine Zeittauschbörse in der
Pflege getestet. Bei diesem Konzept, das von Bundesrat Couchepin lanciert wurde,
helfen rüstige Senioren freiwillig bei der Betreuung pflegebedürftiger Menschen.
Anstelle eines Lohnes erhalten sie dafür Gutschriften im Wert der geleisteten
Arbeitsstunden. Diese können sie einlösen, wenn sie später selbst auf Betreuung
angewiesen sind. Mit der Tauschbörse sollen mehr Helfer für die steigende Zahl der
Pflegebedürftigen gewonnen und die Wertschätzung für deren Einsatz gestärkt werden.
Als Vorbild der Idee diente Japan, wo ein Zeitsparmodell mit rund 400 Regionalgruppen
in der Alterspflege einen wichtigen Part übernimmt. 35

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 13.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Das Gesundheitsobservatorium Schweiz geht davon aus, dass die Zahl der über 65-
Jährigen in der Schweiz bis 2030 ca. um 66% zunehmen und damit die Zwei-Millionen-
Grenze überschreiten wird. Diese Entwicklung zieht eine Zunahme des
Pflegebettenbedarfs nach sich, statt 67 000 Betten wie im Jahr 2008 würden rund
100 000 Pflegebetten benötigt. 36

BERICHT
DATUM: 11.08.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat genehmigte im Berichtsjahr ein Abkommen, das der Schweiz die
Teilnahme am Programm „Ambient Assisted Living“ (AAL) ermöglicht. Im Hinblick auf
den wachsenden Anteil älterer Menschen in der Bevölkerung werden im Rahmen von
AAL Forschungsvorhaben unterstützt, die Gesundheit und Lebensqualität älterer
Menschen verbessern. Im Vordergrund stehen Anwendungen im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnologien. Durch neue Produkte und
Dienstleistungen sollen mit dem Programm die sozialen Kosten des demografischen
Wandels gesenkt werden. Gleichzeitig zielt es aber auch darauf ab, die sich daraus
ergebenden wirtschaftlichen Chancen zu nutzen: Waren und Dienstleistungen für ältere
Personen sprechen eine Zielgruppe mit hoher Kaufkraft in einem schnell wachsenden
Markt an. 37

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.10.2010
ANDREA MOSIMANN
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Das vom Bundesamt für Statistik (BfS) erstellte Szenario zur Bevölkerungsentwicklung
zeigte auf, dass der Anteil Rentner an der Gesamtbevölkerung der Schweiz ab dem
damaligen Zeitpunkt bis 2035 von rund 17 auf 26 Prozent steigen könnte, was das
gegenwärtige Gesellschaftsmodell und die Finanzierung der Sozialversicherungen
höchstwahrscheinlich unter Druck setzen wird. 38

BERICHT
DATUM: 30.03.2011
ANITA KÄPPELI

In den erstmals und ebenfalls vom BfS veröffentlichten Indikatoren zur Alterssicherung
zeigte sich die Auswirkung der veränderten Bevölkerungsstruktur auf die Sozialwerke.
Während der Anteil Erwerbstätiger pro AHV-Empfänger in den letzten 20 Jahren bereits
von 4 auf 3.5 zu 1 gesunken ist, nahm die Quote der Senioren, welche trotz Rente ihren
Lebensabend finanziell nicht ausreichend gedeckt haben und deswegen auf
Ergänzungsleistungen angewiesen sind, kontinuierlich zu. Dies lag oftmals daran, dass
diese Personen auf Pflege in Heimen angewiesen sind. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

En mars de l’année sous revue, le Conseil national s’est prononcé sur une initiative
parlementaire Meier-Schatz (pdc, SG) qui demande de créer une allocation
d’assistance pour les personnes qui prennent soin d’un proche. L’initiative argumente
notamment que ce type de prise en charge est plus économique pour l’Etat, un
argument renforcé par le vieillissement de la population. De plus, ces prises en charge
ne sont pas sans conséquence pour les proches qui doivent souvent faire des sacrifices
pour endosser ce rôle. Selon l’initiante, l’Etat se doit ainsi d’effectuer un signe de
reconnaissance envers ces personnes. Contrairement à sa commission, le Conseil
national a accepté l’initiative par 90 voix contre 77 et 5 abstentions. L’UDC, le PLR et les
Vert’libéraux se sont principalement opposés au projet. Le Conseil des Etats devra
encore se prononcer; sa commission s’est déjà exprimée en faveur de l’initiative. 40

ANDERES
DATUM: 19.06.2012
EMILIA PASQUIER

Le vieillissement de la population préoccupe les politiques et les associations. En
décembre 2012, Caritas a annoncé recruter des aides de ménages originaires de
Roumanie. Ces dernières pourraient ainsi répondre à la demande des seniors qui
souhaitent une assistance quotidienne. Caritas a annoncé que ces auxiliaires seront
engagées pour une durée de trois mois et payées 2 700 francs par mois. Selon Caritas,
cette mesure vise à réduire le travail au noir. 41

ANDERES
DATUM: 12.12.2012
EMILIA PASQUIER

Faisant référence au droit à la liberté d’établissement inscrit dans la Constitution, la
conseillère nationale Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a déposé une motion
demandant que les personnes âgées devant entrer dans un EMS aient la possibilité
d’entrer dans un EMS d’un autre canton. Lors de son passage devant le parlement, une
minorité Fluri (plr, SO) a proposé de refuser la motion. L’argument pour le rejet de
cette motion est le suivant: les raisons qui poussent les cantons à refuser des nouveaux
pensionnaires sont purement financières et ne se réclament pas du droit
d’établissement. Plus précisément, l’entrée dans un home d’une personne ne
nécessitant pas ou peu de soin requiert une modification de domicile. Ces entrées ne
sont pas problématiques, puisqu’elles n’engendrent pas ou peu de coûts pour les
cantons. Cependant, le cas de personnes nécessitant des soins ne requiert pas de
modification du lieu de résidence. La liberté d’établissement n’est donc pas entravée
dans ces cas précis et une modification du code civil serait superflue. La chambre du
peuple n’a pas été convaincue par ces arguments techniques. Elle a soutenu la
motionnaire par 113 voix contre 65 et 14 abstentions. Le Conseil des Etats s’est montré
plus sensible à l’aspect technique de la motion. Il l’a clairement refusée par 27 voix
contre 5. 42

MOTION
DATUM: 02.12.2013
SOPHIE GUIGNARD

En août 2007, le Conseil fédéral avait établi un rapport sur la politique de la vieillesse.
Considérant l’évolution des conditions-cadres au sein de la Confédération, des cantons
et des communes ainsi que des conditions de vie des personnes âgées, la députée
Leutenegger Oberholzer (ps, BL) enjoint le Conseil fédéral par le biais d’un postulat à
réviser la stratégie de la Suisse en matière de politique de la vieillesse. Les sept sages
ont recommandé de rejeter le postulat, le Conseil national quant à lui, ne s’est pas
encore prononcé.

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
SOPHIE GUIGNARD
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Au mois d’avril, Pro Senectute, Justice & Paix et les églises réformées de Suisse ont
lancé une campagne commune, « Le grand âge. Un temps pour tout » afin d’attirer
l’attention de la population sur les plus âgés, pour que ceux-ci soient perçus comme
des membres à part entière de la société. La campagne se décline sous la forme d’un
site internet, de tables rondes et de conférences diverses 43

ANDERES
DATUM: 02.04.2014
SOPHIE GUIGNARD

Le Contrôle fédéral des finances a publié un rapport sur les prestations de Pro
Senectute. Même si le rapport est positif dans l’ensemble, il a relevé que l’association
devrait plus cibler les personnes âgées vulnérables. 44

ANDERES
DATUM: 17.04.2014
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d’automne, le député Tschäpät (ps, BE) a déposé une motion
demandant l’institution d’une commission fédérale pour les questions liées au
vieillissement et aux relations entre les générations. Le Conseil fédéral salue l’initiative
mais estime qu’une concertation avec les directrices et directeurs cantonaux des
affaires sociales est au préalable nécessaire, afin de clairement identifier les besoins
des différents acteurs pour y répondre au mieux. Les chambres ne se sont pas encore
prononcées sur cet objet.

MOTION
DATUM: 24.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

C'est in extremis que le postulat Heim (ps, SO), demandant une stratégie à l'échelle
nationale pour lutter contre la violence touchant les personnes âgées, a été refusé par
le Conseil national. En effet, la voix prépondérante du président Stahl (udc, ZH) a fait
basculer le vote vers le non, face à l'égalité parfaite de 94 voix contre (venant
exclusivement de l'UDC et du PLR) et 94 voix pour (provenant de tous les autres partis
et d'un seul député UDC). La députée socialiste demandait au Conseil fédéral
d'élaborer une stratégie à l'échelle nationale pour lutter contre la violence dont une
personne âgée sur cinq est victime, selon des estimations récentes. Comme ces
violences sont entre autres à imputer aux mauvaises conditions de travail du personnel
soignant, il s'agirait pour le parlement de légiférer à ce niveau-là. Le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat, estimant que les différentes initiatives déjà mises en œuvre
ainsi que la coopération entre les cantons et les différentes autorités compétentes
étaient suffisantes. 45

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Un postulat Glanzmann-Hunkeler (pdc, LU) demandait au Conseil fédéral un rapport
exhaustif sur les mesures visant à prévenir la violence sur les personnes âgées.
Considéré comme un groupe particulièrement vulnérable aux violences physiques et
psychiques, il est nécessaire selon la députée PDC de mettre en œuvre un programme
luttant contre ces violences, dont la dépendance financière peut faire partie. Malgré un
avis défavorable du Conseil fédéral, qui estime la documentation existante à ce sujet
suffisante, la chambre du peuple a accepté le postulat par 96 voix contre 92, avec une
abstention. A noter que la députée avait lancé dans le même élan une motion (15.3946)
visant l'instauration d'une campagne d'information sur ces violences, qu'elle a préféré
retirer. 46

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Menschen mit Behinderungen

Das Parlament behandelte im Berichtsjahr eine Motion Kiener Nellen (sp, BE), welche
die Einhaltung der Frist zur Anpassung von öffentlichen Bauten und Fahrzeugen an die
Bedürfnisse von Behinderten forderte. Grund des Begehrens war das Vorhaben der
Landesregierung, aus Spargründen die Anpassungsfrist um 15 Jahre zu verlängern.
Nationalrätin Kiener Nellen kritisierte diesen Plan, da er die Eingliederungsbemühungen
von behinderten Personen untergraben würde. Der Nationalrat folgte ihrer
Argumentation knapp und nahm die Motion mit 97 zu 93 Stimmen an. Sämtliche
Gegenstimmen stammten aus dem bürgerlichen Lager. Der Ständerat folgte dem Erstrat
und stimmte der Motion ebenfalls zu. 47

MOTION
DATUM: 21.12.2011
ANITA KÄPPELI

1) Presse vom 22.4.08.
2) AB SR, 2017, S. 803; AB SR, 2018, S. 246 ff.; Kommissionsbericht SGK-SR vom 12.02.2018
3) AB NR, 2007, S. 1636; AB SR, 2007, S. 1059.
4) Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1859 f.
5) Amtl. Bull. NR, 1991, S. 722 ff.
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6) LNN, 8.7.91; 24 Heures, 27.7.91; TA, 21.10.91; BZ, 2.12.91.
7) Bund, 18.12.91.
8) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 355.
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Alterspolitik siehe CHSS, 1995, S. 144 f.
14) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 1583 f.; LNN, 13.12.95.76
15) Bund, 1.9.95.
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17) NLZ, 31.10.97.
18) AB SR, 1998, S. 32 f.
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20) AB NR, 1998, S. 1756 ff.; AB SR, 1998, S. 691
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26) Presse vom 23.8.00.
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30) Presse vom 22.4.04; Siehe SPJ 2003, S. 21 f. 
31) AB NR, 2005, S. 1506; Lit. Wyss.
32) AB SR, 2006, S. 478. Siehe SPJ 2005, S. 215. 
33) BaZ, NZZ und SGT, 30.8.07.
34) Lit. Höpflinger; Presse vom 9.8.08.
35) Bund, 13.7.09.
36) Lit. Schweizerisches Gesundheitsobservatorium.
37) Medienmitteilung des BBT vom 20.10.10.
38) SZ, 30.3.11.
39) NZZ, 28.5.11.
40) BO CN, 2012, p. 330ss.
41) LT, 22.12.12.
42) BO CN, 2013, p. 1180; BO CE, 2013, p. 1022s.
43) NZZ, 17.5.14
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45) BO CN, 2017, p. 615 s.
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